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Mobbingvorwürfe: Streit dauert an
AnderHergiswiler Kirchgemeindeversammlung ist es zumoffenen Schlagabtausch gekommen.DerKirchenrat scheintweiterhin zerstritten.

Thomas Vaszary

Ein Teilnehmer hat die Hergis-
wilerKirchgemeindeversamm-
lung beim anschliessenden
Apéro wie folgt zusammenge-
fasst: «Der gesamte Kirchenrat
und der Pfarrer sollen zurück-
treten. Dann starten wir mit
neuenLeuten.»DieGeschichte
desAbends, der amDienstag in
der Aula Grossmatt stattfand,
wäre mit der Annahme aller
Traktanden wie Budget 2024,
Steuerrabatt und Steuerfuss
schnell erzählt – wenn da nicht
die turbulentenSchlussminuten
gewesenwären.

Kirchenratspräsident Da-
niel Sarbach machte seinem
Unmutüber die seinerMeinung
nach wenig konstruktive Zu-
sammenarbeit im Kirchenrat
Luft und eröffnete eine Frage-
runde. Zudem kündigte er an,
dass er im Frühling 2024 bei
den Gesamterneuerungswah-
len erneut kandidieren werde.
Er sprach von Mobbing gegen
seine Person, aber auch gegen
Mitarbeitende. «Ist es Zufall,
dass BrigitteArnold, RuthPurt-
schert, Ines Hammer, Claudia
Banz, Angelika Frick undRegi-
na Moscato innert kurzer Zeit
gekündigt haben? Das macht
mich betroffen», sagte Sarbach.
Leider gebe es bis heute keine
kirchliche Ombudsstelle für
Mobbing, keineVorgesetzten in
der Seelsorge, an die man sich
wenden könne.

Mit rechtlichenSchritten
gedroht
Die Abwahl des damaligen Kir-
chenratspräsidenten Martin
Dudle-Ammann im Jahr 2022
hat also offenbar nicht die er-
hoffte Ruhe in den Kirchenrat
gebracht.DerneugewähltePrä-
sident Daniel Sarbach scheint
darin isoliert.

Eine Aufarbeitung der Pro-
bleme inderkatholischenKirch-
gemeindescheintnichtmöglich.
Dies zeigt auch einVorstoss des
restlichen Kirchenrates gegen
den eigenen Präsidenten. An
einer Medienkonferenz Ende
Juni und ineinemParteigutach-
ten einer LuzernerKanzleiwar-
fen die KirchenräteMarkus Lu-
ther, Luca Bee, Mirjam Meyer-
Wölki und Pfarrer Stephan

Schonhardt dem Präsidenten
Verletzung des Kollegialitäts-
prinzips,Kompetenzüberschrei-
tung undMobbing vor und ver-
langtendensofortigenRücktritt
Sarbachs. Weiter drohten die
Kirchenräte, rechtliche Schritte
zu prüfen und allenfalls gegen
ihrenPräsidentenvorGericht zu
ziehen.

Rücktrittsforderungen
undParteigutachten
DochbisheutehabeDaniel Sar-
bach weder Einblick in das Par-
teigutachten erhalten, noch sei
ermit einer Strafklageoderpoli-
zeilichenEinvernahmekonfron-
tiert worden. Dies sagte er an
der Kirchgemeindeversamm-
lung auf Fragen besorgter Ver-
sammlungsteilnehmender.«Im
Sommer hat mich der restliche
Kirchenrat inklusive Pfarrer via
Medien zumRücktritt aufgefor-

dert. Ist das etwas anderes als
Mobbing?», fragte Sarbach. Vi-
zepräsident und Finanzchef
MarkusLuther sagtedazu ledig-
lich, er könne in einem laufen-
den Verfahren keine Stellung-
nahme abgeben.

Sarbach schilderte zudem
weitereErlebnisse. Sohabe ihm
eine Person beim «Chilekafi»
gesagt,wennermitdemPfarrer
auf Konfrontation gehen wolle,
werde sie weitere Leserbriefe
schreiben. Sarbach solle gefäl-
ligst alles machen, was dem
Pfarrer gefalle. Und: Sarbach
solle zurücktreten, andernfalls
sei diePerson sofort bereit,Gut-
achtengegen ihnzufinanzieren.

Die angesprochene Person
machte sich an der Kirchge-
meindeversammlung nicht nur
durch ständige Zwischenrufe
bemerkbar, sondern bestätigte
offen, dass es sich um ihnhand-

le: Dolf Stockhausen. Er be-
zeichneteSarbachalsBrandstif-
ter, der den Pfarrer aus dem
Dorf ekelnwolle.

HatPfarrerVerhaltens-
kodexunterschrieben?
Sarbach betonte, er sei auch
vomGemeinderat gefragt wor-
den, wie lange er sich das noch
antun wolle. Doch er lasse sich
nicht unterkriegen. «Wirftman
den Bettel einfach nach zwei
Jahren hin, weil man angegrif-
fen wird? In einem halben Jahr
sindWahlen.Ausheutiger Sicht
werde ich mich einer Wieder-
wahl stellen.» Doch in einer
weiterenAmtsperiodewerde es
kaummöglich sein, eine konst-
ruktive Zusammenarbeit im
Kirchenrat zu erreichen, so Sar-
bach.«EinKirchenrat, derMob-
bing auch via Presse macht, ist
für mich so nicht mehr wähl-

bar.» Persönlich sehe er Verän-
derungen als Chance und nicht
als Bedrohung.

Der frühere Gemeinde-
schreiber Werner Marti fragte
Pfarrer Stephan Schonhardt
aus aktuellemAnlass, ob er den
Verhaltenskodex des Bistums
Chur zur Missbrauchspräven-
tion unterschrieben habe. Aus
der Antwort Schonhardts an
der Kirchgemeindeversamm-
lung liess sich nicht herleiten,
ob der er das Papier unter-
schrieben hat oder nur unter
Vorbehalten. Er halte den Ko-
dex für gut und wichtig, sagte
er, allerdings unter gewissen
Einschränkungen.

Schonhardt reagierte auch
auf die Vorwürfe desMobbings
gegen Mitarbeitende. Es stim-
me nicht, so Schonhardt, dass
dieMitarbeitendenwegen ihm
gekündigt hätten. «Einmal
mehr gibt es vieleHalbwahrhei-
ten und Verdrehungen von
Wahrheiten.»

Die Stimmberechtigten der
Hergiswiler Kirchgemeinde
werden im kommenden Jahr
entscheiden können, wie es in
ihrer Kirche weitergehen soll.
Im Frühling kommt es zu Ge-
samterneuerungswahlen ander
Urne.

Die katholische Kirche in Hergiswil. Bild: Florian Pfister (12. 5. 2023)

1. Mai soll kein Feiertag werden
DerObwaldner Regierungsrat empfiehlt eine Volksmotion der Juso zur Ablehnung.

Martin Uebelhart

Die Juso Obwalden verlangt in
einer Volksmotion, dass der
1. Mai imKantonObwalden ein
Feiertag werden soll. In der
Schweiz gebe es eine grosse
Varianz in der Anzahl von Fei-
ertagen und ihren jeweiligen
kulturellen Hintergründen,
schreibt die Jungpartei in der
Begründung der Volksmotion.
InObwalden,wie inder gesam-
ten Zentralschweiz, seien die
Feiertage zu einemgrossenTeil
von der christlichen Religion
und Kultur geprägt, obwohl in

Obwalden rund 20 Prozent der
Bevölkerung nicht den christ-
lichen Glauben praktizierten.
Hingegen würden bedeutende
Tage ziviler Errungenschaften
nicht als Festtage gezählt und
behandelt.

Dabei seien es die zivilen
undsozialenErrungenschaften,
welchedieheutigeGesellschaft
bedeutsam geprägt hätten. So
sei die Begrenzung der Arbeits-
zeit auf 8 Stunden am Tag und
auf 40 Stunden in der Woche
einederbedeutsamstenarbeits-
rechtlichen Errungenschaften
des letzten Jahrhunderts und

heutenichtmehrwegzudenken.
Dies habe nur erreicht werden
können, weil in der Schweiz zu
Beginndes20. Jahrhunderts am
1. Mai mehrere tausend Men-
schen auf die Strasse gegangen
seien, um für bessere Arbeits-
bedingungenzukämpfen, sodie
Jusoweiter.

Seither diene der 1. Mai als
Tag der Arbeit immer wieder
als Plattform, um wichtige so-
ziale Veränderungen zu for-
dern. Diese Kämpfe hätten das
heutige Leben massgeblich
mitgeprägt.Mit der Forderung,
den 1. Mai als kantonalenFeier-

tag anzuerkennen, will die
Jungpartei erreichen, dass die
essenziellen Kämpfe und Er-
rungenschaften der Gesell-
schaft anerkannt und gefeiert
werden können.

KeineVeranlassung
fürarbeitsfreien1.Mai
DerObwaldnerKantonsratwird
sich an seiner Sitzung vom
30. Novemberund 1.Dezember
mit der Volksmotion beschäf-
tigen. Zuständig für die Be-
handlung ist die Rechtspflege-
kommission.DerRegierungsrat
hat einen Mitbericht dazu ver-

fasst. Er empfiehlt derKommis-
sion und dem Kantonsrat, die
Volksmotion abzulehnen. Zur
Begründung führt die Regie-
rungunter andereman, dass die
ZentralschweizerKantonenicht
zu den früh industrialisierten
Kantonen zählten. Der Kanton
Obwalden sei ein landwirt-
schaftlich und kleingewerblich
geprägterKantonundweisekei-
ne besonders verwurzelte Ge-
werkschaftskultur auf.

Eswerdenicht inAbredege-
stellt, dass die sozialen Errun-
genschaften der Arbeiterbewe-
gung die Arbeitswelt zum Posi-

tiven verändert hättenunddem
1. Mai deshalb eine gewisse
Bedeutung beizumessen sei.
In sozialpolitischer, arbeitneh-
merschutzrechtlicher oderwirt-
schaftlicher Hinsicht bestehe
keine Veranlassung, den 1. Mai
als arbeitsfreien Feiertag im
KantonObwaldeneinzuführen.
Der Bedeutungsgehalt des
1. Mai werde deswegen nicht
geschmälert. So sei es Interes-
siertengrundsätzlich auchohne
arbeitsfreien Feiertag möglich,
die Arbeit durch den Bezug
eines freien Tages auszusetzen
und den 1.Mai zu feiern.

Daniel Sarbach
Kirchenratspräsident
vonHergiswil

«ImSommerhat
michder restliche
Kirchenrat inklusive
Pfarrer viaMedien
zumRücktritt auf-
gefordert. Ist das
etwasanderes
alsMobbing?»

Das wurde entschieden

Die anwesenden rund 65 Mit-
glieder stimmten an der Herbst-
versammlung der katholischen
Kirchgemeinde Hergiswil allen
Traktanden zu. Das Budget 2024
sieht bei einem Ertrag von 1,4
Millionen Franken und einem
Aufwand von 1,9 Millionen Fran-
ken einen Mehraufwand von
462170 Franken vor.

Hauptgründe dafür seien
rund 70000 Franken weniger
Steuereinnahmen sowie ein be-
trieblicher Mehraufwand von
26152 Franken. Dem Steuerra-
batt 2024 in der Höhe von
450000 Franken wurde ange-
sichts eines hohen Eigenkapitals
ebenso zugestimmt wie dem
unveränderten Steuerfuss von
0,21 Einheiten. (vazy)
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